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Sachgebiet 93 


Der Bundesminister für Verkehr 

und für das Post- und Fernmeldewesen Bonn, den 19. Februar 1970 

E 4 Baon 5023 B 70 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Stillegung von Eisenbahnstrecken im Zonenrandgebiet 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Jobst r Dr. Ditt- 
rich r Dr. Fuchs, Rainer, Weigl und Genossen 
— Drucksache VI/306 — 


Die Kleine Anfrage wird wie folgt beantwortet: 


1. Wie stellt sich die Bundesregierung zu den Vorhaben der 
Deutschen Bundesbahn, Eisenbahnstrecken im ostbayerischen 
Zonenrandgebiet stillzulegen? 

Nach dem Bundesbahngesetz darf die Deutsche Bundesbahn 
Stillegungsmaßnahmen nicht ohne Genehmigung der Aufsichts- 
behörde durchführen. Während für das übrige Bundesgebiet 
letztlich der Bundesminister für Verkehr über die Stillegung 
einer Strecke der Deutschen Bundesbahn entscheidet, hat sich 
für den gesamten Bereich des Zonenrandgebietes die Bundes- 
regierung diese Entscheidung Vorbehalten. Sie hat keinen 
Zweifel darüber aufkommen lassen, daß sie im Bedarfsfall 
Anträge der Deutschen Bundesbahn ablehnen und durch ent- 
sprechende Zuschüsse an die Deutsche Bundesbahn für die 
Erhaltung der Schienenverkehrsbedienung sorgen wird. 


2. Ist sich die Bundesregierung bewußt, daß sie mit der Genehmi- 
gung von solchen Stillegungsanträgen jetzt ihre eigenen Förde- 
rungsmaßnahmen und diejenigen des Landes Bayern, welche 
die Hebung der Wirtschaftskraft dieses Gebietes zum Ziel 
haben, gefährden würde? 

3. Teilt die Bundesregierung die Auffasung, daß Streckenstill- 
legungsvorhaben der Deutschen Bundesbahn in diesem Gebiet 
auf die Dauer von mindestens zehn Jahren nicht genehmigt 
werden sollten, damit die Strukturverbesserungsmaßnahmen nicht 
weiter gefährdet werden, wobei der Deutschen Bundesbahn 
dafür ein entsprechender finanzieller Ausgleich qewährt werden 
sollte? 


Druck: Budidruckerei R. Madel, 5307 Wachtberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 



Drucksache VI/ 413 


Deutscher Bundestag - 6. Wahlperiode 


Die Bundesregierung hat in ihrem Verkehrspolitischen Pro- 
gramm herausgestellt, daß bei einer Entscheidung über die 
künftige Verkehrsbedienung im Bereich verkehrsschwacher 
Strecken im Zonenrandgebiet neben betriebs- und volkswirt- 
schaftlichen Überlegungen die besonderen politischen Gegeben- 
heiten zu berücksichtigen sind. Zu diesem Zweck ist ein inter- 
ministerieller Arbeitskreis der beteiligten Bundesressorts mit 
der Prüfung von Einzelmaßnahmen beauftragt worden. Er 
erarbeitet für jede Strecke einen Entscheidungsvorschlag für 
die Bundesregierung. Damit wird sichergestellt, daß bei der 
Prüfung in enger Zusammenarbeit mit der obersten Verkehrs- 
behörde des Landes und den Bezirksregierungen gerade die für 
die Entwicklung einer Region entscheidenden Fragen umfassend 
gewürdigt werden. Hierzu gehört selbstverständlich die Ab- 
stimmung mit eingeleiteten oder zu erwartenden Förderungs- 
maßnahmen des Bundes oder des Landes, Gewährleistung der 
strukturpolitischen Entwicklungsziele für die betroffene Region 
sowie die Beurteilung einer geänderten Verkehrsbedienung. 

Die Bundesregierung hält deshalb eine Gefährdung von Struk- 
turverbesserungsmaßnahmen auch im Einzelfall nicht für ge- 
geben. Vielmehr würde eine Aussetzung von Untersuchungen 
über die günstigste Art der Verkehrsbedienung auf die Dauer 
von mindestens zehn Jahren das Zonenrandgebiet weitgehend 
von einer modernen Verkehrsplanung ausschließen. 



